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Veranstalterhaftpflichtversicherungsschein  
Nr. 43GEA01128 

 
Versicherungsnehmer: Lions Clubs International 

District 111, Deutschland 
Bleichstr. 3 
65183 Wiesbaden 

Weitere 
Versicherungsnehmer: 

• Alle Unter- oder Einzeldistrikte sowie alle urkundlich anerkannten 
Lions-Clubs, Leo-Clubs und Lionessen Clubs 

• Hilfswerk der Deutschen Lions e.V. 

• Gesellschaft der Freunde Lions e.V. 

• Kind in Familie und Gesellschaft (KFG) 

• Sonstige Hilfswerke oder  gemeinnützige Vereine, die aus-
schließlich im Interesse eines versicherten Lions Club tätig 
werden und denen ein offizielles Lions Mitglied vorsteht 

Der Versicherungsnehmer vertritt die weiteren Versicherungsnehmer 
dem Versicherer gegenüber und ist alleiniger Prämienschuldner. 

Versicherer: ACE European Group Ltd. 
Direktion für Deutschland 
Lurgiallee 10 
60439 Frankfurt/Main 

Versicherungsdauer: 01. September 2013, 0.00 Uhr bis 31. August 2014, 24.00 Uhr 

Abweichend von Ziffer 16.2 AHB erlischt der Vertrag zum oben 
genannten Datum oder mit dem Ablauf des internationalen Haft-
pflichtversicherungsprogramms, ohne dass es einer Kündigung 
bedarf.  

Deckungssummen 
je Schadenereignis: 

USD 1.000.000,-- (zum jeweiligen Gegenwert in Euro) pauschal 
für Personen- und/oder Sachschäden  

€ 50.000,-- für Vermögensschäden. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres beträgt jeweils das Einfache dieser Deckungssummen 

Versicherungsbedingungen: Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB Stand 2008) 

Bedingungen für die Veranstalterhaftpflichtversicherung 

Nachfolgende geschriebene Bedingungen gehen den Gedruckten 
vor. 
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Prämie: für den Zeitraum 01.09.2013 – 31.08.2014 beträgt US$ 36.332,--, 
zuzüglich 19 % Versicherungssteuer. 

Die Prämie wird über ACE USA in den USA erhoben. 

Frankfurt, 10. September 2013 
Wie/s 

ACE European Group Limited 
Direktion für Deutschland 
 

 

Der Hauptbevollmächtigte 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rechnung: 

Prämienberechnung vom 01.09.2013 bis 31.08.2014 

Nettoprämie US$ 36.332,00
19 % Versicherungssteuer US$ 6.903,08
Einlösungsbetrag US$ 43.235,08
Notstand  
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I. Allgemeiner Teil 

1 Risikobeschreibung 

- Service, Cluborganisation mit gemeinnütziger ehrenamtlicher Arbeit sowie die Organisation und Durch-
führung von Veranstaltungen aller Art in der Bundesrepublik Deutschland und Europa im geografischen 
Sinn - 

2 Versicherungsschutz 

Versichert ist auf Grundlage der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB) der Bedingungen für die Veranstalterhaftpflicht  und der folgenden Vereinbarungen die gesetzliche 
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers aus seinen sich aus der Risikobeschrei-
bung ergebenden Eigenschaften, Rechtsverhältnissen und Tätigkeiten. 

Versicherungsschutz besteht ohne vorherige Anmeldung der einzelnen Veranstaltung.  

Der Versicherungsnehmer reicht am Ende eines Monats dem Versicherer eine Aufstellung aller Veran-
staltungen ein. Eine vorherige Prüfung durch den Versicherungsnehmer wird vorausgesetzt. 

Dieser Vertrag ist Teil eines weltweiten Haftpflicht-Versicherungsprogramms und besitzt längstens bis zum 
Erlöschen dieses von der ACE USA geführten Programms seine Gültigkeit. 

Wenn im Rahmen des internationalen Haftpflicht-Versicherungsprogramms Einigkeit über Vertragsände-
rungen erzielt wurde, so werden diese Änderungen (wie z.B. zu den Bedingungen, zur Prämienhöhe, zu 
den Deckungssummen, zur Dauer des Vertrages etc.) von Versicherungsnehmer und Versicherer dieses 
Vertrages akzeptiert. 

Der Versicherungsschutz für Umweltrisiken ergibt sich aus den Besonderen Bedingungen und Risikobe-
schreibungen zur Umwelthaftpflichtversicherung. 

3 Repräsentanten 

Repräsentanten im Sinne des Vertrages sind Vorstandsvorsitzende bei eingetragenen Vereinen. 

4 Nicht versicherte Risiken 

Nicht versichert ist die Haftpflicht: 

4.1 Abweichungen von der Risikobeschreibung 

wegen Schäden durch Risiken, die nicht der Betriebsbeschreibung entsprechen. Auf die Regelung der 
Vorsorgeversicherung gemäß Ziff. 7.1 wird hingewiesen. 

4.2 Asbest 

wegen Schäden die durch Asbest oder asbesthaltige Produkte verursacht werden. 

4.3 Blei 

wegen Ansprüchen aus Schäden, die durch Blei oder bleihaltige Produkte verursacht werden. 

4.4 Silikate 

aus Ansprüchen wegen Schäden, die durch Silikate oder Silikatverbindungen enthaltende Produkte 
verursacht werden. 

4.5 Krieg und Terrorismus 

Ansprüche wegen Schäden aus 

Krieg, unabhängig davon, ob erklärt oder nicht, sowie Bürgerkrieg, 
– kriegsähnlichen Handlungen von Militärkräften, inklusive Abwehr- und Verteidigungshandlungen ei-

nes Staates, einer Regierung oder sonstiger dazu autorisierter Stellen durch Benutzung militärischer 
Kräfte oder Agenten zur Verhinderung oder Abwehr eines tatsächlichen oder erwarteten Angriffs, 

– Aufruhr, Aufstand, Rebellion, Revolution, widerrechtlicher Machtergreifung oder jeglichen Handlun-
gen von Regierungsstellen zur Verhinderung oder Verteidigung dagegen, 

– Terrorismus, sowie jeglichen Handlungen zur Verhinderung oder Verteidigung gegen tatsächliche 
oder erwartete terroristische Anschläge unabhängig davon, ob der Schaden allein dadurch oder 
durch hinzutretende oder konkurrierende Ursachen oder Ereignisse mit verursacht wurde. 
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Terrorismus im Sinne dieser Bestimmung sind jegliche Aktivitäten gegen Personen, Organisationen oder 
Gegenstände bzw. Rechte  jeglicher Natur, die 

– die Anwendung von Zwang oder Gewalt sowie von Drohung damit, 
– die Ausübung von, Beauftragten oder Drohung mit einer gefährlichen Handlung, 
– die Ausübung von, Beauftragung oder Drohung mit einer Handlung, die der Störung oder Unterbre-

chung von elektronischen oder mechanischen Systemen oder von Kommunikations- oder Informati-
onssystemen dient, 

beinhalten oder vorbereiten, sowie damit eine Regierung oder Teile der Zivilbevölkerung eingeschüchtert, 
genötigt oder beeinflusst oder Teile der Wirtschaft gestört bzw. gelähmt werden oder dieses beabsichtigt 
ist; oder eine Regierung beeinflusst oder genötigt werden soll, politische, ideologische, religiöse, soziale 
oder wirtschaftliche Ziele zu fördern oder sich zu einer Weltanschauung oder Ideologie zu erklären oder zu 
bekennen. 

4.6 Programmausschlüsse 

Der nachfolgende Ausschluss aus dem Mastervertrag gilt - soweit anwendbar - sinngemäß auch für die-
sen Vertrag vereinbart: 

4.6.1 EXCLUSION - NUCLEAR, BIOLOGICAL AND CHEMICAL  

This insurance does not apply to any injury, damage, loss, claim or expense directly or indirectly resulting 
from, caused by, or arising out of: 

1. The emission, use, release or escape of nuclear materials, including the direct or indirect results of 
nuclear reaction or radiation or radioactive contamination; or 

2. The emission, dispersal or application of pathogenic or poisonous biological or chemical materials; or 

3. The emission or release of pathogenic or poisonous biological or chemical materials.  

5 Deckungserweiterungen 

5.1 Vorsorgeversicherung/Versehensklausel 

Teilweise abweichend von Ziffer 4 AHB gilt: 

Für Risiken, die nach Abschluss der Versicherung neu entstehen, besteht Versicherungsschutz im Rah-
men der Bedingungen dieses Vertrages und der dem Vertrag zugrunde liegenden Deckungssummen ab 
sofort. 

Ziffer  4.1(1) AHB - rückwirkender Wegfall des Versicherungsschutzes bei unterlassener Anzeige eines 
neuen Risikos - gilt nicht, wenn die Anzeige eines neuen Risikos unterblieben ist. 

Der Versicherungsnehmer ist jedoch verpflichtet, sobald er sich des Versäumnisses bewusst wird, unver-
züglich die entsprechende Anzeige zu erstatten und die Prämie vom Zeitpunkt der Änderung an nach zu 
entrichten. 

5.2 Auslandsschäden 

Eingeschlossen sind, abweichend von Ziffer 7.9 AHB, im europäischen Ausland (im geografischen Sinn) 
vorkommende Schadenereignisse, aus denen Haftpflichtansprüche nach deutschem oder ausländischem 
Recht geltend gemacht werden 

- aus Anlass von Geschäftsreisen oder Teilnahme an Ausstellungen und Messen; 

- aus Anlass von Veranstaltungen. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Arbeitsunfällen, wenn sie im Rahmen einer Sozialversiche-
rung oder einer sonstigen speziellen Versicherungsform für Arbeitsunfälle versichert werden können. Ver-
sichert sind im Rahmen dieses Vertrages jedoch gesetzliche Regressansprüche der ausländischen Träger 
solcher Versicherungen. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Berufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungsnehmer 
im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. Eingeschlossen 
bleiben jedoch Haftpflichtansprüche wegen Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetz-
buches Teil VII unterliegen. 

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Die Verpflichtung des Versicherers gilt mit dem Zeit-
punkt als erfüllt, in dem der €-Betrag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist. 
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Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, ande-
ren feindlichen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf 
Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für Schäden durch höhere Ge-
walt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

5.3 Schiedsgerichtsvereinbarungen 

Die Vereinbarung von Schiedsverfahren beeinträchtigt den Versicherungsschutz nicht, wenn die Verfah-
rensordnung des Schiedsgerichtshofes der internationalen Handelskammer Paris (ICC) oder der Schieds-
gerichtsordnung der IHK Frankfurt am Main, oder des deutschen schiedsrichterlichen Verfahrens im Sinne 
der §§ 1025 – 1048 ZPO zugrunde gelegt ist. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer 
die Einleitung von Schiedsverfahren unverzüglich anzuzeigen und dem Versicherer die Mitwirkung im 
Schiedsverfahren entsprechend der Mitwirkung des Versicherers an Verfahren des ordentlichen Rechts-
weges zu ermöglichen. 

Versicherungsschutz besteht nicht, soweit das Schiedsgericht nach der Vertragsvereinbarung nicht nach 
materiellem Recht, sondern nach billigem Ermessen zu entscheiden hat. 

5.4 Nachhaftung 

Bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses durch Produktions- und/oder Betriebseinstellung oder 
Änderung der Rechtsform, nicht jedoch aus anderen Gründen (insbesondere nicht bei Kündigung des 
Vertragsverhältnisses durch den Versicherungsnehmer oder den Versicherer) kann folgende Vereinbarung 
getroffen werden: 

"Bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses durch Produktions- und/oder Betriebseinstellung oder 
Änderung der Rechtsform, nicht jedoch aus anderen Gründen (insbesondere nicht bei Kündigung des 
Vertragsverhältnisses durch den Versicherungsnehmer oder den Versicherer) wird folgende Vereinbarung 
getroffen: 

Versicherungsschutz wird im Umfang des Vertrages für die Dauer von 5 Jahren nach Vertragsaufhebung 
für Schadenereignisse geboten, die nach Beendigung des Vertragsverhältnisses entstehen, soweit diese 
Schadenereignisse aus vor der Beendigung des Vertragsverhältnisses ausgeführten Lieferungen von Er-
zeugnissen oder Arbeiten resultieren." 

5.5 Ansprüche der Versicherungsnehmer untereinander  

Eingeschlossen sind - abweichend von Ziffer 7.4 AHB - gesetzliche Haftpflichtansprüche der Versiche-
rungsnehmer untereinander. 

Kein Versicherungsschutz besteht für Mietsachschäden gemäß Teil II Ziff. 3.5 bis 3.7  

Dies gilt jedoch nur, wenn der Versicherungsnehmer eine derartige Behandlung des jeweiligen Schaden-
ereignisses ausdrücklich wünscht. 

5.6 Regreßverzicht 

Verzichtet der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles schriftlich auf Rückgriffsansprü-
che gegen Dritte, so beeinträchtigt dies den Versicherungsschutz nicht, soweit weder der Dritte noch eine 
Person, deren Verhalten sich dieser zurechnen lassen muss, vorsätzlich gehandelt haben. 

5.7 Ausstellungen 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 6.8 der Bedingungen für die Veranstalterhaftpflicht – die 
Durchführung/Teilnahme an Ausstellungen. 

5.8 Abwasserschäden 

Eingeschlossen sind - abweichend von Ziffer 7.14 AHB - Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, die 
entstehen durch Abwässer (mit Ausnahme von Gewässerschäden und Schäden an Entwässerungs-
leitungen durch Verstopfungen und Verschmutzungen) soweit es sich nicht um Schäden im Sinne von 
Ziffer 7.10. (b) AHB handelt. 

5.9 Belegschafts- und Besucherhabe 

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziffer 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers wegen Beschädigung oder Vernichtung sowie wegen Abhandenkommens 

– von Sachen der Betriebsangehörigen und Besucher 
– von Kraftfahrzeugen der Betriebsangehörigen und Besucher, sofern diese Fahrzeuge auf dafür 

vorgesehenen Plätzen innerhalb des Betriebsgrundstückes ordnungsgemäß abgestellt werden. 
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Liegen die Abstellplätze außerhalb des Betriebsgrundstückes, so besteht Versicherungsschutz, wenn 
die Abstellplätze entweder ständig bewacht  oder durch ausreichende Sicherung gegen Zutritt oder 
Benutzung durch betriebsfremde Personen geschützt sind. 

Ersetzt wird bei Beschädigung der Betrag, der zur Wiederinstandsetzung aufgewendet werden muss, 
höchstens aber der Zeitwert; bei Abhandenkommen der Zeitwert. 

Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen des Versicherungsnehmers oder des Geschä-
digten besteht (z.B. Einbruch-, Diebstahl-, Kaskoversicherung), gehen diese Versicherungen vor. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Abhandenkommen von Geld, Wertpapieren (einschließl. 
Sparbücher, Scheck- und Kreditkarten), Schmucksachen, Kostbarkeiten sowie Urkunden. 

5.10 Abhandenkommen von Schlüsseln 

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziffer 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht gemäß Ziffer 2.2 AHB aus 
dem Abhandenkommen von Schlüsseln bzw. Code-Karten, die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versi-
cherungsnehmers befunden haben. 

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Kosten für die not-
wendige Auswechslung von Schlössern und Schließanlagen. 

Ausgeschlossen bleibt die Haftpflicht 
– aus dem Verlust von Tresor- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln zu beweglichen 

Sachen; 

für Folgeschäden, die sich aus einem Schlüsselverlust bzw. dem Verlust von Code-Karten ergeben (z.B. 
Einbruch). 

6 Deckungssummen 

Die Deckungssumme beträgt je Schadenereignis den im Deckblatt vereinbarten Betrag 

zum jeweiligen Gegenwert in €; pauschal für Personen- und/oder Sachschäden. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt jeweils das Einfache 
dieser Deckungssummen. 

Im Rahmen der Sachschaden-Deckungssumme sind begrenzt: 

– Abwasserschäden gem. Ziffer 5.7 € 150.000,-- 
– Belegschaftshabe gem. Ziffer 5.8 € 10.000,-- 

die Jahreshöchstersatzleistung beträgt € 30.000,-- 
– Schlüsselverlustschäden auf  gem. Ziffer 5.10 € 30.000,-- 

die Jahreshöchstersatzleistung beträgt € 60.000,-- 

7 Selbstbeteiligung 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 0 € selbst zu tragen 

8 Prämie 

Die Prämie wird im Deckblatt näher bezeichnet und über ACE USA in den USA erhoben. 

Bei Verlängerung des Vertrages kann die Prämie jährlich neu festgesetzt werden.  

9 Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzge setz (BDSG) 

Der Versicherungsnehmer willigt ein, daß der Versicherer im erforderlichen Umfang Daten, die sich aus 
den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchführung (Beiträge, Versicherungsfälle, Risiko-/Vertragsän-
derungen) ergeben, an Rückversicherer zur Beurteilung des Risikos und der Ansprüche an andere Versi-
cherer und an den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. zur Weitergabe dieser Da-
ten an andere Versicherer übermittelt. Diese Einwilligung gilt auch unabhängig vom Zustandekommen des 
Vertrages sowie für entsprechende Prüfungen bei anderweitig beantragten (Versicherungs-) Verträgen 
und bei künftigen Anträgen. 

Der Versicherungsnehmer willigt ferner ein, dass die Versicherer der ACE-Gruppe, soweit dies der ord-
nungsgemäßen Durchführung seiner Versicherungsangelegenheiten dient, allgemeine Vertrags-, Abrech-
nungs- und Leistungsdaten in gemeinsamen Datensammlungen führen und an ihre Vertreter weitergeben. 

Auf Wunsch werden dem Versicherungsnehmer zusätzliche Informationen zur Datenübermittlung zuge-
sandt. 
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10 Gerichtsstand 

Sämtliche Streitfragen, die durch diese Police oder in Zusammenhang mit dieser Police entstehen, ein-
schließlich, aber nicht beschränkt auf, 

– aller Ansprüche eines Vertragspartners dieser Police gegenüber dem anderen, 
– aller Fragen hinsichtlich des Bestehens und des Umfanges des Versicherungsschutzes, 

entscheiden ausschließlich die zuständigen deutschen Gerichte. Gerichtsstand ist Frankfurt am Main. 

11 Geltendes Recht 

Für diese Police, ihren Inhalt, ihre Auslegung und für die Vollstreckung der sich aus ihr ergebenden 
Rechte und Forderungen gilt ausschließlich deutsches Recht. 
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II. Umwelthaftpflicht 

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden 
durch Umwelteinwirkung (Umwelthaftpflicht-Modell) 

1 Gegenstand der Versicherung 

Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflicht-
versicherung (AHB) Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen für die Haftpflichtversicherung (AHB), den Bestimmungen dieses Vertrages sowie den nachfolgenden 
Vereinbarungen. 

Versichert ist - abweichend von Ziffer 7.10(b) AHB - im Rahmen und Umfang des Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers aus dem Betrieb - gemäß Betriebsbe-
schreibung im Teil I, Ziffer 2.1 dieses Vertrages - wegen Personen- und/oder Sachschäden durch Umwelt-
einwirkung auf Boden, Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) für die gem. Teil I, Ziff. 1 in Versicherung 
gegebenen Risiken. 

Mitversichert sind gem. Ziffer 2.1 AHB Vermögensschäden aus der Verletzung von Aneignungsrechten, 
des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten 
oder -befugnissen. Sie werden wie Sachschäden behandelt. 

Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
– Der Mitglieder des Vorstandes und der von ihnen beauftragten Vereinsmitglieder in dieser 

Eigenschaft; 
– Sämtlicher übrigen Mitglieder und ehrenamtlichen Helfer aus der Betätigung im Interesse und für 

Zwecke des versicherten Vereins bei Vereinsveranstaltungen; 
– Sämtlicher übrigen Angestellten und Arbeiter für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen 

Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsun-
fälle im Betrieb des Versicherungsnehmers gem. der Reichsversicherungsordnung (RVO) bzw. des 
VII. Buches des SGB handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gem. den beamtenrechtlichen 
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
werden. 

2 Risikobegrenzung 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus 

2.1 WHG-Anlagen 

Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu ver-
arbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten; 

2.2 UmweltHG-Anlagen 

Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 zum UmweltHG; 

2.3 sonstige deklarierungspflichtige Anlagen 

Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Ge-
nehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, 

2.4 Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko 

Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer 
oder Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffen-
heit des Wassers verändert wird; 

2.5 UmweltHG-Anlagen/Pflichtversicherung 

Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 zum UmweltHG; 

2.6 Umweltregressrisiko 

Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gem. 
Ziff. 2.1 - 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gem. Ziff. 2.1 - 2.5 bestimmt sind. 



 

43GEA01128 10 / 14 

 

3 Umfang der Versicherung 

Die Versicherung erstreckt sich ausschließlich auf die im Versicherungsschein aufgeführten Risiken. 

3.1 Allgemeines Umweltrisiko 

Umwelteinwirkungen, die im Zusammenhang mit dem im Versicherungsschein beschriebenen Risiko ste-
hen, soweit diese Umwelteinwirkungen nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgehen oder ausgegangen 
sind, die unter den Anwendungsbereich der Risikobausteine Ziff. 2.1 - 2.6 fallen, unabhängig davon, ob 
diese Risikobausteine vereinbart wurden oder nicht. 

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und 
gegenständlichen Zusammenhang mit versicherten Anlagen gem. Ziff. 2.1 - 2.5 und 3.1 in Boden, Luft 
oder Wasser (einschl. Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu sein. 

Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht wegen Schäden eines Dritten, die dadurch 
entstehen, dass Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen. 

4 Vorsorgeversicherung/Erhöhungen und Erweiterungen  

Die Bestimmungen der Ziff. 3.1(2), 3.1 (3) und der Ziffer 4 AHB - Vorsorgeversicherung - finden für die Ziff. 
2.1 - 2.6 keine Anwendung. Der Versicherungsschutz für neue Risiken bedarf insoweit besonderer 
Vereinbarung. 

5 Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist - abweichend von Ziffer 1.1 AHB - die nachprüfbare erste Feststellung des Personen-
schadens (Tod, Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen), Sachschadens (Beschädigung 
oder Vernichtung von Sachen) oder eines gem. Ziff. 1.2 mitversicherten Vermögensschadens durch den 
Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder den Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall muss wäh-
rend der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem 
Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflicht-
ansprüchen erkennbar war. 

6 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles  

6.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Ver sicherungsfall eingetreten ist, 
– nach einer Störung des Betriebes 

oder 
– aufgrund behördlicher Anordnung 

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung eines sonst 
unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.2 mitversicherten Vermögensschadens. 
Die Feststellung der Störung des Betriebes oder die behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit 
der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist. 

Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne der Ziff. 5.1 werden unter den dort genann-
ten Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versiche-
rungsnehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden. 

Im Rahmen des für Aufwendungen gem. Ziff. 5 vereinbarten Gesamtbetrages werden dem Versiche-
rungsnehmer die Aufwendungen voll ersetzt, falls er 

dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung 
unverzüglich angezeigt hat und 

alles getan hat, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der notwendig und 
objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern und 

auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen behördliche Anordnungen eingelegt hat 

oder 

sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abgestimmt hat. 

Ist eine Abstimmung nach Lage des Einzelfalls zeitlich nicht möglich, ersetzt der Versicherer die Aufwen-
dungen, die der Versicherungsnehmer den Umständen nach für geboten halten durfte. 
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Liegen die Voraussetzungen der Ziff. 5.3. nicht vor, so werden die Aufwendungen nur in dem Umfang er-
setzt, in dem die Maßnahmen notwendig und objektiv geeignet waren, den Schadeneintritt zu verhindern 
oder den Schadenumfang zu mindern. 

Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Deckungssumme und der Jahreshöchstersatzleis-
tung bis zu einem Gesamtbetrag von € 100.000,-- je Störung des Betriebes oder behördlicher Anordnung, 
pro Versicherungsjahr jedoch nur bis € 200.000,-- ersetzt. 

Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 10 %, mindestens € 500,--, höchstens € 5.000,-- 
selbst zu tragen. 

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, so werden die vom Versicherer er-
setzten Aufwendungen auf die für den Versicherungsfall maßgebende Deckungssumme angerechnet, es 
sei denn, daß der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren 
Versicherungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat. 

6.2 Nicht ersatzfähig sind  

6.2.1 in jedem Falle Aufwendungen - auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziff. 5.1 decken - zur 
Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, 
Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; 
auch für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen. 

6.2.2 Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar 
eintretenden Personen-, Sach- oder gem. Ziff. 1.2 mitversicherten Vermögensschadens, falls Betriebsein-
richtungen, Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers, die von einer Umwelteinwirkung nicht 
betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

7 Nicht versicherte Tatbestände 

7.1 Nicht versichert sind 

7.1.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden sind, daß beim Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder 
durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen. Das gilt nicht, soweit solche Vorgän-
ge auf einer Störung des Betriebes beruhen. 

7.1.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genom-
mene Umwelteinwirkungen entstehen. 

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt, daß er nach dem Stand der Technik 
zum Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalles 
die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen musste. 

7.1.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schäden. 

Insoweit sind nicht versichert Ansprüche, die auf vor Beginn des Vertrages bzw. vor Einbeziehung eines 
konkret beschriebenen Risikos bereits erfolgten Umwelteinwirkung beruhen. Die Beweislast dafür, daß die 
Umwelteinwirkungen nicht vor, sondern während der Wirksamkeit des Vertrages erfolgt sind, trägt aus-
schließlich der Versicherungsnehmer. 

7.1.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer Versicherungsverträge Versicherungsschutz 
besteht oder hätte beantragt werden können. 

7.1.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, daß der Versicherungsnehmer nach Beginn des 
Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits von 
einer Umwelteinwirkung betroffen waren. 

7.1.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur End-
ablagerung von Abfällen. 

7.1.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeug-
nisse, durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der 
Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). 

Wird Versicherungsschutz nach Risikobaustein 2.6 genommen, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht. 

7.1.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Abfälle nach 
Auslieferung entstehen. 
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7.1.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden da-
durch verursachen, daß sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer ge-
richteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen. 

7.1.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden da-
durch verursachen, daß sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand 
der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige Kon-
trollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht ausführen. 

7.1.11 Ansprüche wegen genetischer Schäden. 

7.1.12 Ansprüche 
– wegen Bergschäden (i. S. d. § 114 BBergG), soweit es sich handelt um die Beschädigung von 

Grundstücken, deren Bestandteilen und Zubehör; 
– Ansprüche wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (i. S. d. § 114 BBergG) durch schlagende Wetter-, 

Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen. 

7.1.13 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließ-
verhaltens. 

7.1.14 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, 
Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maß-
nahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elemen-
tare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

7.1.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen be-
stellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers 
verursachen. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder 
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) 
kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhän-
ger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch i. S. dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter 
oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

7.1.16 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen be-
stellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luftfahrzeuges verursachen oder für die sie als 
Halter oder Besitzer eines Luftfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 
– der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luftfahrzeugen oder von Teilen für 

Luftfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luftfahrzeugen oder den Einbau in Luft-
fahrzeuge bestimmt waren, 

– Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luftfahr-
zeugen oder Luftfahrzeugteilen, und zwar wegen Schäden an Luftfahrzeugen, der mit diesen beför-
derten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger Schäden durch Luftfahrzeuge. 

7.1.17 Ansprüche wegen Sachschäden aus Anlass von Sprengungen oder Abbruch- und Einreißarbeiten, soweit 
diese entstehen 

– bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von weniger als 150 Metern,  
– bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des einzureißenden 

Bauwerkes entspricht. 

7.1.18 Ansprüche wegen Schäden einschließlich Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles aus dem 
Umgang, der Lagerung, Verwendung, Ablagerung von/mit halogenierten Kohlenwasserstoffen (z.B. chlor-
kohlenwasserstoffhaltige Stoffe, wie Tri-, Perchlorethylen, Trichlorethan) und polychlorierten Biphenylen. 

7.1.19 Ansprüche wegen Schäden die durch Asbest oder asbesthaltige Produkte verursacht werden. 
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8 Deckungssummen/Maximierung/Serienschadenklausel 

Die Deckungssumme für Personen- und/oder Sachschäden durch Umwelteinwirkung auf Boden, Luft oder 
Wasser (einschl. Gewässer) für die gem. Ziff. 2 in Versicherung gegebenen Risiken, steht im Rahmen der 
Deckungssumme gemäß Teil I, Ziffer 8 zur Verfügung und bildet auch die Höchstersatzleistung des Versi-
cherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 

Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene Deckungssumme die Höchstgrenze 
bei jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungspflichtige Personen erstreckt. 

Abweichend von Ziffer 6.3 AHB gelten mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle 

– durch dieselbe Umwelteinwirkung 
– durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittelbar auf den gleichen Ursachen 

beruhenden Umwelteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere 
sachlicher und zeitlicher, Zusammenhang besteht, 

unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser 
Versicherungsfälle als eingetreten gilt. 

9 Kumulklausel 

Besteht für mehrere Versicherungsfälle 
– durch dieselbe Umwelteinwirkung, 
– durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittelbar auf den gleichen Ursachen 

beruhenden Umwelteinwirkungen und/oder sonstigen Einwirkungen, wenn zwischen den gleichen 
Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht, 

Versicherungsschutz in mehr als einer bei der ACE für den Versicherungsnehmer bestehenden Versiche-
rungen, so stehen die Deckungssummen aus diesen Versicherungen nicht kumulativ zur Verfügung. Die 
Gesamtleistung der ACE aus diesen Versicherungen ist auf die höchste der in diesen gezeichneten De-
ckungssummen begrenzt.  

Als sonstige Einwirkungen im Sinne dieser Klausel gelten sämtliche Einwirkungen, die zu einem Perso-
nen-, Sach- oder Vermögensschaden geführt haben und nicht Umwelteinwirkungen sind. 

Eine aus Grund- und Summenanschlußversicherung bestehende Versicherungsdeckung gilt als eine De-
ckungssumme im Sinne dieser Klausel. 

10 Nachhaftung 

Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten 
Risikos oder durch Kündigung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versi-
cherungsschutz für solche Personen-, Sach- oder gem. Ziff. 1.2 mitversicherte Vermögensschäden weiter, 
die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe: 

Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses an gerechnet. 

Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten 
Teils der Deckungssumme des Versicherungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet. 

Ziff. 9.1 gilt für den Fall entsprechend, daß während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein ver-
sichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, daß auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten 
Risikos abzustellen ist. 

11 Versicherungsfälle im Ausland 

Eingeschlossen sind im Umfang von Ziff. 1 dieser Bedingungen - abweichend von Ziffer 7.9 AHB - auch im 
Ausland, jedoch nicht in USA und/oder Kanada, eintretende Versicherungsfälle, 

– die auf eine Umwelteinwirkung im Inland oder eine Tätigkeit im Sinne der Ziff. 2.1 - 2.6 und 3.1 im 
Inland zurückzuführen sind. Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziff. 2.6 nur, wenn die Anlagen oder 
Teile nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren; 

– aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen und Messen, jedoch 
ausgenommen in USA/Kanada, wenn Versicherungsschutz gem. Ziff. 3.1 vereinbart wurde. 
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Bedingungen für die Veranstalterhaftpflichtversiche rung 
Stand: 2012 

1  Ver s i c he r un gs ge ge ns t an d  

2  De ck un gs summ en  

3  Se l bs t be t e i l i g un ge n  

4  Mi t ve rs i ch e r t e  Pers on en  

5  Mi t ve rs i ch e r t e  Neb en r i s i ke n  

6  Nic h t  ve rs i ch e r te  R i s i ke n  

7  De ck un gs erw e i t e ru ng en  

1 Versicherungsgegenstand 

Versichert ist auf der Grundlage der Allge-
meinen Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (AHB) und der fol-
genden Bestimmungen die gesetzliche 
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des 
Versicherungsnehmers, als Verein, insbe-
sondere 

– aus den gewöhnlichen, satzungsge-
mäßen oder sonst sich aus dem Ver-
einszweck ergebenden Veranstaltun-
gen (z.B. Mitgliederversammlungen, 
Vereinsfestlichkeiten, interne und of-
fene Wettbewerbe); 

– als Eigentümer, Mieter, Pächter, Lea-
singnehmer und Nutznießer von 
Grundstücken (z.B. Sport- und Spiel-
plätze, nicht jedoch von Luftlande-
plätzen), Gebäuden oder Räumlich-
keiten, die ausschließlich den Ver-
einszwecken dienen; sowie aus der 
Vermietung oder Verpachtung von 
Wohnungen und Ladenlokalen ein-
schließlich des Vereinslokals auf dem 
Vereinsgrundstück an Dritte. 

Versichert sind hierbei Ansprüche aus 
der Verletzung von Pflichten, die dem 
Versicherungsnehmer in den oben 
genannten Eigenschaften obliegen 
(z.B. bauliche Instandhaltung, Be-
leuchtung, Reinigung, Streuen und 
Schneeräumen auf Gehwegen). 

– sowie die sich im Zusammenhang mit 
den Veranstaltungen gemäß Risi-
kobeschreibung des Deckblattes ergibt. 

2 Deckungssummen 

siehe Vertragsdeklarationen – 

3 Selbstbeteiligungen 

siehe Vertragsdeklarationen – 

4 Mitversicherte Personen 

Mitversichert ist neben der persönlichen 
gesetzlichen Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers die gleichartige Haftpflicht 

1.  der gesetzlichen Vertreter des Versiche-
rungsnehmers und solcher Personen, die 
er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teiles 
desselben angestellt hat, in dieser Eigen-
schaft; 

2. sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen 
in den Betrieb des Versicherungsneh-
mers eingegliederte Mitarbeiter fremder 
Unternehmen für Schäden, die sie in 
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtung 
verursachen. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
aus Personenschäden, bei denen es sich um 
Arbeitsunfälle im Betrieb des Versicherungs-
nehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII 
(SGB VII) handelt, die von mitversicherten 
Personen verursacht werden, die nicht zur 
Leitung oder Beaufsichtigung des Betriebs 
oder eines Teiles angestellt sind. Leitende 
Sicherheitsbeauftragte und deren Stellvertre-
ter gelten als „Leitende“. 

Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle ge-
mäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, 
die in Ausübung oder infolge des Dienstes 
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
werden. 

Mitversichert ist auch die persönliche gesetz-
liche Haftpflicht der aus den Diensten des 
Versicherungsnehmers ausgeschiedenen – 
ehemaligen – gesetzlichen Vertreter des 
Versicherungsnehmers und der übrigen Be-
triebsangehörigen aus ihrer früheren Tätig-
keit für den Versicherungsnehmer. 

5 Mitversicherte Nebenrisiken 

Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertra-
ges, auch ohne besondere Anzeige, die 
gesetzliche Haftpflicht  

5.1 aus allen betriebs- und branchenüblichen 
Nebenrisiken, insbesondere 

– aus dem Auf- und Abbau der zur Ver-
anstaltung erforderlichen Einrichtungen, 
Technik und dergleichen; 

– aus Verkehrssicherungspflichten im 
Hinblick auf die Veranstaltung; 

– aus der Bewachung und Sicherung der 
Veranstaltung; 

– aus der Beauftragung fremder Unter-
nehmen mit der Ausführung von Auf-
gaben/Arbeiten im Interesse des Ver-
anstalters; 
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– aus dem Besitz oder der Verwendung 
von Hebefahrzeugen (z.B. Kräne, 
Winden, Förderbänder, oder ähnliches 
Seil-, Schwebe- und Feldbahnen zur 
Beförderung von Sachen) 

– aus Werbeveranstaltungen, dem Vor-
handensein von Werbeeinrichtungen 
(Transparente, Leuchtröhren, Wer-
betafeln etc.). 

– als Eigentümer und Besitzer (z.B. als 
Mieter, Pächter, Nutznießer oder 
Leasingnehmer) von Grundstücken, 
Gebäuden und Räumlichkeiten, die 
ausschließlich den Vereinszwecken 
dienen (z. B. Turn-, Sport- und Spiel-
plätze). 

– Die Vermietung/Verpachtung an Dritte 
ist mitversichert. 

Versichert sind hierbei Schäden infolge von 
Verstößen gegen die dem Versicherungs-
nehmer in den o.g. Eigenschaften oblie-
genden Pflichten (z.B. bauliche Instand-
haltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuung 
der Gehwege bei Winterglätte, Schnee-
räumen auf dem Bürgersteig und Fahr-
damm). 

Mitversichert ist hinsichtlich dieser 
Grundstücke, Gebäude und Räumlichkeiten 
auch die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers 

– als Bauherr oder Unternehmer von 
Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, 
Reparaturen, Abbruch-, Grabearbei-
ten). 

– als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 
BGB, wenn die Versicherung bis zum 
Besitzwechsel bestand. 

– der durch Arbeitsvertrag mit der Ver-
waltung, Reinigung, Beleuchtung und 
sonstigen Betreuung der Grundstücke 
beauftragten Personen für Ansprüche, 
die gegen sie aus Anlass der 
Ausführung dieser Verrichtungen er-
hoben werden. der Insolvenzverwalter 
in dieser Eigenschaft.  

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 
7.14.2 und Ziffer 7.10.2 AHB –  

– Haftpflichtansprüche wegen Senkungen 
eines Grundstücks oder Erdrutschun-
gen. 

Soweit vorstehender Einschluss auch Schä-
den durch Umwelteinwirkung umfasst, be-
steht kein Versicherungsschutz über die Um-
welthaftpflichtversicherung). 

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 
7.14.1 AHB – Haftpflichtansprüche Dritter 
wegen Sachschäden, die durch Abwässer 
aus dem Rückstau des Straßenkanals auf-
treten. Ziffer 7.10.2 AHB bleibt unberührt. 
Diese Deckungserweiterung findet für die 

Umwelthaftpflichtversicherung keine 
Anwendung. 

5.2 Reit- und Fahrvereine 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
auch aus der Durchführung von Reit- und 
Fahrveranstaltungen, Rennen, Turnieren, 
Wettreiten, Schlepp- und Schnitzeljagden 
und der dazu erforderlichen Übungen. 

Mitversichert ist hierbei die persönliche ge-
setzliche Haftpflicht der Mitglieder aus ihrer 
Beteiligung an solchen vom Verein ange-
ordneten Veranstaltungen und Übungen, 
auch soweit sie dabei als Tierhalter in An-
spruch genommen werden können. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
gegen den Verein oder die mitversicherten 
Personen aus Unfällen der Reiter und aus 
Schäden an den Pferden (einschließlich 
Zaum- und Sattelzeug), die an diesen 

Veranstaltungen und Übungen teilnehmen, 
und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden; 

5.3 Gebirgs- und Verschönerungsvereine 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
auch aus der Unterhaltung von Wegen, 
Aussichtstürmen und dergleichen. 

5.4 Teilnahme an Ausstellungen und 
Messen  

einschließlich der Vorführung von Vereins-
aktivitäten. Mitversichert ist die Abgabe von 
Informationsmaterial, Werbegeschenken 
sowie die Bewirtung der Gäste während 
dieser Veranstaltungen. 

5.5 Reklameeinrichtungen (z.B. Transparenten, 
Reklametafeln, Leuchtröhren und derglei-
chen). 

5.6 Inhaber von Verkaufsstellen für Zwecke des 
versicherten Vereins. 

6 Nicht versicherte Risiken 

6.1 aus Schäden durch Risiken, die nicht der 
Veranstaltung zuzurechnen sind; 

6.2 wegen Schäden, die der Versicherungsneh-
mer,  ein Mitversicherter oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Kraft-, Luft- oder Wasser-
fahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers 
verursachen (siehe auch Ziffer 7.2) oder für 
die der Versicherungsnehmer, ein Mitversi-
cherter oder eine von ihnen bestellte oder 
beauftragte Person als Halter oder Besitzer 
eines Wasser- oder Luftfahrzeugs in An-
spruch genommen werden. 
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Besteht nach diesen Bestimmungen für ei-
nen Versicherten (Versicherungsnehmer 
oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten. 

Eine Tätigkeit der vorgenannten Personen 
an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeugan-
hänger und Wasserfahrzeug ist kein Ge-
brauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn 
keine dieser Personen Halter oder Besitzer 
des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug 
hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

6.3 wegen Schäden an Luftfahrzeugen, der mit 
diesen beförderten Sachen, der Insassen 
sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luftfahrzeuge aus 

– der Planung oder Konstruktion, Her-
stellung oder Lieferung von Luftfahr-
zeugen oder Teilen für Luftfahrzeuge, 
soweit die Teile ersichtlich für den Bau 
von Luftfahrzeugen oder den Einbau in 
Luftfahrzeuge bestimmt waren, 

– Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, In-
spektion, Überholung, Reparatur, Be-
förderung) an Luftfahrzeugen oder 
Luftfahrzeugteilen; 

6.4 aus Schäden, die durch Explosion oder 
Brand solcher Stoffe entstehen, bei deren 
Behandlung der in Anspruch Genommene  
vorsätzlich gegen behördliche Vorschriften 
verstoßen hat. 

Für den Versicherungsnehmer selbst besteht 
jedoch Versicherungsschutz, wenn der zum 
Schaden führende Verstoß von seinen Be-
auftragten ohne Wissen oder gegen den 
Willen des Versicherungsnehmers begangen 
wurde; 

6.5 aus Schäden infolge besonderer von Veran-
staltungsteilnehmern ausgeführten artisti-
schen oder sonstigen gefährlichen Leistun-
gen, Stunts, Hochgebirgstouren oder Luft-
fahrten; 

6.6 bei Ansprüchen wegen Schäden an oder 
dem Verlust von Requisiten, technischen 
Apparaten, Lampen, soweit diese im Rah-
men der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen anderweitig versichert werden kön-
nen, Reisegepäck, Geldwerte, Uhren, 
Schmucksachen oder sonstige Kostbar-
keiten; 

6.7 bei Ansprüchen gegen die Personen (Versi-
cherungsnehmer oder mitversicherte Per-
sonen), die den Schaden durch wissent-
liches Abweichen von gesetzlichen Bestim-
mungen, der behördlichen Vorschriften 
sowie von schriftlichen Anweisungen oder 
Bedingungen des Auftraggebers herbeige-
führt haben. 

6.8 aus Veranstaltungen, die über den Rahmen 
gewöhnlicher Vereinsveranstaltungen 
hinausgehen 

(z.B. Gau- und Bundesfeste, Ausstellungen, 
Luftfahrtveranstaltungen, 

Schützenfeste, Umzüge und dergleichen); 

6.9 aus der Tierhaltung 

6.10 aus der Unterhaltung von Eis- und Rodel-
bahnen; 

6.11 aus der Veranstaltung von Skikursen, Ski-
ausflügen und Skiführungstouren sowie von 
Skiabfahrts-, -tor- und -sprungläufen; 

6.12 aus der Ausübung des Berufs von Vereins-
mitgliedern, auch wenn dies im Auftrag oder 
Interesse des Vereins erfolgte; 

6.13 wegen Schäden, die nachweislich auf 
Kriegsereignissen, anderen feindseligen 
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Generalstreik, illegalem Streik oder unmittel-
bar auf Verfügungen oder Maßnahmen 

6.14 von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für 
Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich 
elementare Naturkräfte ausgewirkt haben; 

6.15 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbe-
sondere punitive oder exemplary damages; 
nach den Art. 1792 ff. und 2270 und den da-
mit im Zusammenhang stehenden Regress-
ansprüchen nach Art. 1147 des französi-
schen Code Civil oder gleichartiger Bestim-
mungen anderer Länder; 

6.16 aus Schäden durch Stollen-, Tunnel- und 
Untergrundbahn-Bau (auch bei offener 
Bauweise); 

6.17 aus dem Verändern der Grundwasserver-
hältnisse; 

6.18 aus Planungs- und Bauleitungstätigkeit, so-
weit die Bauvorhaben nicht vom Versiche-
rungsnehmer ausgeführt werden; 

6.19 aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten 
Vereinszweck eigen, noch sonst dem versi-
cherten Risiko zuzurechnen sind; 

6.20 wegen Personenschäden durch im Geltungs-
bereich des Arzneimittelgesetzes (AMG) an 
Verbraucher abgegebene Arzneimittel, für 
die der VN in der Eigenschaft als pharma-
zeutischer Unternehmer i. S. des AMG eine 
Deckungsvorsorge zu treffen hat; 

6.21 aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförde-
rung von Sprengstoffen oder ihrer Lagerung 
zu Großhandelszwecken;  

6.22 aus Veranstaltung oder Abbrennen von 
Feuerwerken; 
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6.23 aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Be-
förderung von Personen oder Sachen sowie 
aus der selbstständigen und nichtselbst-
ständigen Teilnahme am Eisenbahnbetrieb; 

6.24  wegen Bergschäden (i. S. des § 114 
BBergG), soweit es sich handelt um die Be-
schädigung von Grundstücken, deren Be-
standteilen und Zubehör; wegen Schäden 
beim Bergbaubetrieb (i. S. des § 114 
BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- 
und Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlen-
staubexplosionen. 

6.25 Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahr-
zeuge (Siehe aber auch Ziffer 7.1) 

6.25.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen 
Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Kfz oder Kfz-Anhängers verur-
sachen. 

6.25.2 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen 
Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Wasserfahrzeugs verursachen 
oder für die sie als Halter oder Besitzer eines 
Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen 
werden. 

6.25.3 Besteht nach diesen Bestimmungen für ei-
nen Versicherten (Versicherungsnehmer 
oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten. 

6.25.4 Eine Tätigkeit der in Ziffer 6.26.2 und 6.26.3 
genannten Personen an einem Kfz, Kfz-
Anhänger und Wasserfahrzeug ist kein 
Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, 
wenn keine dieser Personen Halter oder 
Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt 
wird. 

6.26 Luft-/Raumfahrzeuge 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen 
Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs 
verursachen oder für die sie als Halter oder 
Besitzer eines Luft oder Raumfahrzeugs in 
Anspruch genommen werden. 

7 Deckungserweiterungen 

7.1 Kraftfahrzeuge / Arbeitsmaschinen 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus 
Besitz, Halten und Gebrauch von nicht zu-
lassungs- und nicht versicherungspflichtigen 
Kraftfahrzeugen (auch selbstfahrende Ar-

beitsmaschinen wie Elektrokarren, Hub-/Ga-
belstapler, Zugmaschinen, Raupen, Schlep-
pern und ähnlichen Fahrzeugen, auch mit 
Anhängern bis 20 km/h). Versicherungs-
schutz besteht auch beim Befahren öffent-
licher Wege, wenn dem kein behördliches 
Verbot entgegensteht. 

Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, wenn der Fahrer eines Kraft-
fahrzeuges bei Eintritt des Versicherungs-
falles auf öffentlichen Wegen und Plätzen 
nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis hat. 

Die Verpflichtung zur Leistung bleibt ge-
genüber dem Versicherungsnehmer, dem 
Halter oder Eigentümer bestehen, wenn 
dieser das Vorliegen der Fahrerlaubnis bei 
dem berechtigten Fahrer ohne Verschulden 
annehmen durfte oder wenn ein unberech-
tigter Fahrer das Fahrzeug geführt hat. 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers aus der gele-
gentlichen Überlassung der versicherten 
Kraftfahrzeuge an betriebsfremde Personen. 

Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht 
derjenigen, denen die Kraftfahrzeuge über-
lassen worden sind. 

7.2 Vermögensschäden 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Vermögensschäden im Sinne des 
Ziffer 2 AHB aus Schadenereignissen, die 
während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche: 
– aus Schäden, die durch vom Versiche-

rungsnehmer (oder in seinem Auftrage 
oder für seine Rechnung von Dritten) 
hergestellte oder gelieferte Sachen 
oder geleistete Arbeiten entstehen; 

– aus Schäden durch ständige Immissio-
nen (z.B. Geräusche; Gerüche; Er-
schütterungen);  

– aus planender, beratender, bau- oder 
montageleitender, prüfender oder gut-
achterlicher Tätigkeit, aus Tätigkeiten 
im Zusammenhang mit Geld-, Kredit-, 
Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- 
oder ähnlichen wirtschaftlichen Ge-
schäften, aus Zahlungsvorgängen aller 
Art, aus Kassenführung sowie aus Un-
treue und Unterschlagung, wegen Ver-
letzung gewerblicher Schutzrechte und 
Urheberrechte sowie aus Vergabe von 
Lizenzen; 

– aus Nichteinhaltung von Fristen, Termi-
nen, Vor- und Kostenanschlägen, aus 
Ratschlägen, Empfehlungen oder Wei-
sungen an wirtschaftlich verbundene 
Unternehmen, aus Tätigkeiten im Zu-
sammenhang mit Datenverarbeitung, 
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Rationalisierung und Automatisierung, 
Auskunftserteilung, Übersetzung, Rei-
severmittlung und Reiseveranstaltung; 

– aus vorsätzlichem Abweichen von ge-
setzlichen oder behördlichen Vor-
schriften, von Anweisungen oder Be-
dingungen des Auftraggebers oder 
sonstiger vorsätzlicher Pflichtverlet-
zung; 

– aus Abhandenkommen von Sachen, 
auch z.B. von Geld, Wertpapieren und 
Wertsachen. 

7.3 Vermögensschäden - Datenschutz 

Mitversichert ist - abweichend von Ziffer 7.16 
AHB - die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Vermögensschäden im Sinne der Ziffer 2.1 
AHB wegen Versicherungsfällen, die wäh-
rend der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind, aus der Verletzung von 
Datenschutzgesetzen durch Missbrauch 
personenbezogener Daten. Eingeschlossen 
sind - abweichend von Ziffer 7.4 (1) AHB - 
gesetzliche Haftpflichtansprüche von Versi-
cherten untereinander. 

7.4 Vor- und Nachbearbeitung für die 
Veranstaltung 

Während der Wirksamkeit der Versicherung 
sind eingeschlossen die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers aus den 
Vor- und Nacharbeiten für die Veranstaltung. 

7.5 Belegschaftshabe 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Beschädigung, Vernichtung und Ab-
handenkommen von Sachen der Betriebsan-
gehörigen und Mitarbeiter der Veranstaltung. 

Bei Kraftfahrzeugen ist Voraussetzung, dass 
die Abstellplätze außerhalb des Betriebs-
grundstückes entweder ständig bewacht 
oder durch ausreichende Sicherung gegen 
Zutritt und Benutzung Betriebsfremder 
geschützt sind. 

Soweit Versicherungsschutz durch andere 
Versicherungen des Geschädigten oder Ver-
sicherungsnehmers besteht, gehen diese 
vor. Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprü-
che aus Abhandenkommen von Geld, Wert-
papieren, Sparbüchern, Urkunden und 
Schmucksachen. 

7.6 Vertragshaftung 

Eingeschlossen ist abweichend von Ziffer 7.3 
AHB die vom Versicherungsnehmer vertrag-
lich übernommene gesetzliche Haftpflicht 
aus der Verkehrssicherung vor, während und 
nach der Veranstaltung. 

7.7 Mietsachschäden durch Brand, Ex-
plosion 

Eingeschlossen ist abweichend von Ziffer 7.6 
AHB die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den an gemieteten, gepachteten Gebäuden 
und / oder Räumlichkeiten mit Ausnahme 
von Einrichtungen, Produktionsanlagen und 
dergleichen durch Brand, Explosion, Lei-
tungs- und Abwasserschäden. 

Ausgeschlossen sind die unter den Regress-
verzicht nach dem Abkommen des Feuerver-
sicherers bei übergreifenden Schadenereig-
nissen fallenden Rückgriffsansprüche. 

7.8 Be- und Entladeschäden an Kfz und 
Containern 

Eingeschlossen ist abweichend von Ziffer 7.7 
AHB die gesetzliche Haftpflicht aus der Be-
schädigung von Land- und Wasserfahrzeu-
gen sowie Containern beim oder durch Be- 
und Entladen. 

7.9 Be- und Entladeschäden fremder La-
dung 

Für Schäden am Ladegut besteht insoweit 
Versicherungsschutz als, 

– die Ladung nicht für den Versiche-
rungsnehmer bestimmt ist, 

– es sich nicht um Erzeugnisse des Ver-
sicherungsnehmers bzw. von ihm, in 
seinem Auftrag oder für seine Rech-
nung von Dritten übernommen wurde. 

Die Ausschlussbestimmungen des Ziffer 1.2 
AHB (Erfüllungsansprüche) und des Ziffer 
7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder 
gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben 
unberührt. 

Soweit andere Versicherungen zugunsten 
des Versicherungsnehmers bestehen, die 
derartige Schäden umfassen (z.B. Garantie-, 
Montage-, Bauleistungsversicherungen), 
gehen diese Versicherungen vor. 

7.10 Abdeckschäden 

Eingeschlossen ist abweichend von Ziffer 7.7 
AHB Schäden an fremden Sachen, soweit 
sie auf unterlassene oder fehlerhafte Schutz-
maßnahmen, insbesondere Abdeckung, zu-
rück zu führen sind. 

Im Übrigen gilt die Ziffer 7.11 Abs. 2-4 ent-
sprechend. 
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7.11 Allmählichkeits-/Abwässerschäden 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers wegen Sach-
schäden, welche entstehen durch allmäh-
liche Einwirkung der Temperatur, von 
Gasen, Dämpfen oder Feuchtigkeit, von 
Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und 
dgl.), ferner durch Abwässer. 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche 
aus Gewässerschäden, sowie Verunreini-
gungen oder sonstigen nachteiligen Ver-
änderungen des Bodens, der Luft oder des 
Wassers (Umweltschäden). 

7.12 Leitungsschäden 

Eingeschlossen sind gesetzliche Haftpflicht-
ansprüche aus Schäden an Erdleitung 
(Kabel, Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre 
und andere Leitungen) sowie an elektrischen 
Frei- und Oberleitungen, einschließlich der 
sich daraus ergebenden Folgeschäden. 

7.13 Schlüsselverlustschäden 

Eingeschlossen ist abweichend von Ziffer 7.6 
AHB die gesetzliche Haftpflicht aus dem 
Abhandenkommen von Türschlüsseln, die 
der Versicherungsnehmer im Rahmen seiner 
Tätigkeit als Veranstalter erhält. Der Versi-
cherungsschutz umfasst die Kosten für die 
notwendige Auswechslung von Schlössern 
sowie vorübergehende Sicherungsmaßnah-
men (Notschloss). 

Ausgeschlossen bleiben die Haftung aus 
dem Verlust von Tresor- und Möbelschlüs-
seln sowie sonstigen Schlüsseln zu be-
weglichen Sachen. Nicht versichert sind 
Folgeschäden, die sich aus dem Schlüs-
selverlust ergeben (z.B. Einbruch). 

7.14 Abhandenkommen von Sachen 

Eingeschlossen ist - in Ergänzung von Ziffer 
2.2 AHB und abweichend von Ziffer 7.6 AHB 
- die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhan-
denkommen von Sachen (einschl. Kraftfahr-
zeuge und Fahrräder mit Zubehör) der Be-
triebsangehörigen und Besucher und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den. Ausgenommen hiervon sind Geld, 
Wertpapiere (einschl. Sparbücher), Scheck-
hefte, Scheck- und Kreditkarten, Urkunden, 
Kostbarkeiten und andere Wertsachen. 

7.15 Auslandsschäden 

Eingeschlossen ist abweichend von Ziffer 7.9 
AHB die gesetzliche Haftpflicht wegen im 
Ausland vorkommender Schadenereignisse 
nach jeweils geltendem Recht. 

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versi-
cherung der Haftpflicht von nicht in Europa 
stattfindenden Veranstaltungen. 

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprü-
che aus Arbeitsunfällen von Personen, die 
vom Versicherungsnehmer im Ausland 
eingestellt oder dort mit der Durchführung 
von Arbeiten betraut worden sind, es sei 
denn, die Ansprüche unterliegen den Be-
stimmungen der Sozialgesetzgebung. 

Kein Versicherungsschutz besteht für Ver-
sicherungsfälle in den USA, US-Territorien 
oder Kanada sowie aus Ansprüchen nach 
US-amerikanischem oder kanadischem 
Recht bzw. aus Ansprüchen, die vor einem 
US-amerikanischen oder kanadischen Ge-
richt geltend gemacht werden. 

7.16 Aufstellen und Betrieb von Verkaufs-
buden 

Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
aus dem Aufstellen und dem Betrieb von 
Verkaufsbuden, soweit der Versicherungs-
nehmer das Aufstellen oder den Betrieb 
selbst übernommen hat. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht des Sub-
unternehmers oder nicht gemäß Ziffer 4 
mitversicherten Personen. 
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AHB 2008 

Allgemeine Versicherungsbedingungen 
für die Haftpflichtversicherung (AHB) 

Stand: Januar 2008 
 
Umfa ng  de s  Vers i c he ru ng s -
s ch u tz es  
1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
2 Vermögensschaden, Abhandenkommen von 

Sachen 
3 Versichertes Risiko 
4 Vorsorgeversicherung 
5 Leistungen der Versicherung 
6 Begrenzung der Leistungen 
7 Ausschlüsse 
Be g in n  d es  Ver s i ch e r un gs -
s ch u tz es /  Be i t r a gs za h lu ng  
8 Beginn des Versicherungsschutzes 
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster 

oder einmaliger Beitrag 
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 

Folgebeitrag 
11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei 

Lastschriftermächtigung 
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
13 Beitragsregulierung 
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
15 Beitragsangleichung 
Da uer  un d  End e  de s  Ver t r a -
g es / Kün d ig un g  
16 Dauer und Ende des Vertrages 
17 Wegfall des versicherten Risikos 
18 Kündigung nach Beitragsangleichung 
19 Kündigung nach Versicherungsfall 
20 Kündigung nach Veräußerung versicherter 

Unternehmen 
21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund 

Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften 
22 Mehrfachversicherung 
Obl i eg en he i t en  des  Vers i ch e -
r un gsn e hmer s  
23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des 

Versicherungsnehmers 
24 Obliegenheiten vor Eintritt des 

Versicherungsfalles 
25 Obliegenheiten nach Eintritt des 

Versicherungsfalles 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
 

 

W e i t e r e  Bes t imm un ge n  
27 Mitversicherte Person 
28 Abtretungsverbot 
29 Anzeigen, Willenserklärungen, An-

schriftenänderung 
30 Verjährung 
31 Zuständiges Gericht 
32 Anzuwendendes Recht 

Umfang  des  Vers icherungs-
schu tzes   

1 Gegenstand der Versicherung , 
Versicherungsfall  

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen 
des versicherten Risikos für den Fall, dass 
der Versicherungsnehmer wegen eines wäh-
rend der Wirksamkeit der Versicherung ein-
getretenen Schadenereignisses (Versiche-
rungsfall), das einen Personen-, Sach- oder 
sich daraus ergebenden Vermögensschaden 
zur Folge hatte, aufgrund  

g e s e t z l i c h e r 
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n 
p r i v a t r e c h t l i c h e n   I n h a l t s 

von einem Dritten auf Schadensersatz in 
Anspruch genommen wird.  

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen 
Folge die Schädigung des Dritten unmittel-
bar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der 
Schadenverursachung, die zum Schadener-
eignis geführt hat, kommt es nicht an.  

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für An-
sprüche, auch wenn es sich um gesetzliche 
Ansprüche handelt,  

1.2.1 auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, 
aus Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, 
auf Schadensersatz statt der Leistung;  

1.2.2 wegen Schäden, die verursacht werden, um 
die Nacherfüllung durchführen zu können;  

1.2.3 wegen des Ausfalls der Nutzung des Ver-
tragsgegenstandes oder wegen des Ausblei-
bens des mit der Vertragsleistung geschul-
deten Erfolges;  
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1.2.4 auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im 
Vertrauen auf ordnungsgemäße Vertragser-
füllung;  

1.2.5 auf Ersatz von Vermögensschäden wegen 
Verzögerung der Leistung;  

1.2.6 wegen anderer an die Stelle der Erfüllung 
tretender Ersatzleistungen.  

2 Vermögensschaden, Abhanden-
kommen von Sachen  

Dieser Versicherungsschutz kann durch be-
sondere Vereinbarung erweitert werden auf 
die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen  

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Perso-
nen- noch durch Sachschäden entstanden 
sind;  

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von 
Sachen; hierauf finden dann die Bestimmun-
gen über Sachschäden Anwendung.  

3 Versichertes Risiko  

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die ge-
setzliche Haftpflicht  

(1)  aus den im Versicherungsschein und 
seinen Nachträgen angegebenen Risi-
ken des Versicherungsnehmers,  

(2)  aus Erhöhungen oder Erweiterungen 
der im Versicherungsschein und seinen 
Nachträgen angegebenen Risiken. 
Dies gilt nicht für Risiken aus dem 
Halten oder Gebrauch von versiche-
rungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Was-
serfahrzeugen sowie für sonstige Risi-
ken, die der Versicherungs- oder De-
ckungsvorsorgepflicht unterliegen,  

(3)  aus Risiken, die für den Versicherungs-
nehmer nach Abschluss der Versiche-
rung neu entstehen (Vorsorgeversiche-
rung) und die in Ziff. 4 näher geregelt 
sind.  

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch 
auf Erhöhungen des versicherten Risikos 
durch Änderung bestehender oder Erlass 
neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer 
kann den Vertrag jedoch unter den Voraus-
setzungen von Ziff. 21 kündigen.  

4 Vorsorgeversicherung  

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versiche-
rungsvertrages neu entstehen, sind im Rah-
men des bestehenden Vertrages sofort ver-
sichert.  

(1)  Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet, nach Aufforderung des Versiche-
rers jedes neue Risiko innerhalb eines 
Monats anzuzeigen. Die Aufforderung 
kann auch mit der Beitragsrechnung 

erfolgen. Unterlässt der Versicherungs-
nehmer die rechtzeitige Anzeige, ent-
fällt der Versicherungsschutz für das 
neue Risiko rückwirkend ab dessen 
Entstehung. Tritt der Versicherungsfall 
ein, bevor das neue Risiko angezeigt 
wurde, so hat der Versicherungsneh-
mer zu beweisen, dass das neue Risiko 
erst nach Abschluss der Versicherung 
und zu einem Zeitpunkt hinzugekom-
men ist, zu dem die Anzeigefrist noch 
nicht verstrichen war.  

(2)  Der Versicherer ist berechtigt, für das 
neue Risiko einen angemessenen Bei-
trag zu verlangen. Kommt eine Eini-
gung über die Höhe des Beitrags in-
nerhalb einer Frist von einem Monat 
nach Eingang der Anzeige nicht zu-
stande, entfällt der Versicherungs-
schutz für das neue Risiko rückwirkend 
ab dessen Entstehung.  

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist 
von ihrer Entstehung bis zur Einigung im 
Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf den Betrag von 
EUR 500.000,- für Personenschäden und 
EUR 250.000,- für Sachschäden und – so-
weit vereinbart - EUR 10.000.- für Vermö-
gensschäden begrenzt, sofern nicht im Ver-
sicherungsschein geringere Versicherungs-
summen festgesetzt sind.  

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt 
nicht für Risiken  

(1)  aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder 
Führen eines Kraft-, Luft- oder Was-
serfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge 
der Zulassungs-, Führerschein- oder 
Versicherungspflicht unterliegen;  

(2)  aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder 
Führen von Bahnen;  

(3)  die der Versicherungs- oder Deckungs-
vorsorgepflicht unterliegen;  

(4)  die kürzer als ein Jahr bestehen 
werden und deshalb im Rahmen von 
kurzfristigen Versicherungsverträgen zu 
versichern sind.  

5 Leistungen der Versicherung  

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prü-
fung der Haftpflichtfrage, die Abwehr unbe-
rechtigter Schadensersatzansprüche und die 
Freistellung des Versicherungsnehmers von 
berechtigten Schadensersatzverpflichtun-
gen.  

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtun-
gen dann, wenn der Versicherungsnehmer 
aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, 
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Ent-
schädigung verpflichtet ist und der Versiche-
rer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse 
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und Vergleiche, die vom Versicherungsneh-
mer ohne Zustimmung des Versicherers ab-
gegeben oder geschlossen worden sind, bin-
den den Versicherer nur, soweit der An-
spruch auch ohne Anerkenntnis oder Ver-
gleich bestanden hätte.  

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Ver-
sicherungsnehmers mit bindender Wirkung 
für den Versicherer festgestellt, hat der Ver-
sicherer den Versicherungsnehmer binnen 
zwei Wochen vom Anspruch des Dritten frei-
zustellen.  

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm 
zur Abwicklung des Schadens oder Abwehr 
der Schadensersatzansprüche zweckmäßig 
erscheinenden Erklärungen im Namen des 
Versicherungsnehmers abzugeben.  

Kommt es in einem Versicherungsfall zu ei-
nem Rechtsstreit über Schadensersatzan-
sprüche gegen den Versicherungsnehmer, 
ist der Versicherer zur Prozessführung be-
vollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im 
Namen des Versicherungsnehmers auf 
seine Kosten.  

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines 
Schadensereignisses, das einen unter den 
Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtan-
spruch zur Folge haben kann, die Bestellung 
eines Verteidigers für den Versicherungs-
nehmer von dem Versicherer gewünscht 
oder genehmigt, so trägt der Versicherer die 
gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm 
besonders vereinbarten höheren Kosten des 
Verteidigers.  

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein 
Mitversicherter das Recht, die Aufhebung 
oder Minderung einer zu zahlenden Rente 
zu fordern, so ist der Versicherer zur Aus-
übung dieses Rechts bevollmächtigt.  

6 Begrenzung der Leistungen  

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versiche-
rers ist bei jedem Versicherungsfall auf die 
vereinbarten Versicherungssummen be-
grenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der 
Versicherungsschutz auf mehrere entschä-
digungspflichtige Personen erstreckt.  

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart 
wurde, sind die Entschädigungsleistungen 
des Versicherers für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres auf das 2-fache 
der vereinbarten Versicherungssummen be-
grenzt.  

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versi-
cherung eintretende Versicherungsfälle gel-
ten als ein Versicherungsfall, der im Zeit-
punkt des ersten dieser Versicherungsfälle 
eingetreten ist, wenn diese  

-  auf derselben Ursache,  

-  auf gleichen Ursachen mit innerem, ins-
besondere sachlichem und zeitlichem, 
Zusammenhang oder  

-  auf der Lieferung von Waren mit glei-
chen Mängeln beruhen.  

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der 
Versicherungsnehmer bei jedem Versiche-
rungsfall mit einem im Versicherungsschein 
festgelegten Betrag an der Schadensersatz-
leistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas 
anderes vereinbart wurde, ist der Versiche-
rer auch in diesen Fällen zur Abwehr unbe-
rechtigter Schadensersatzansprüche ver-
pflichtet.  

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für 
Kosten werden nicht auf die Versicherungs-
summen angerechnet.  

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtan-
sprüche aus einem Versicherungsfall die 
Versicherungssumme, trägt der Versicherer 
die Prozesskosten im Verhältnis der Versi-
cherungssumme zur Gesamthöhe dieser An-
sprüche.  

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Ge-
schädigten Rentenzahlungen zu leisten und 
übersteigt der Kapitalwert der Rente die Ver-
sicherungssumme oder den nach Abzug et-
waiger sonstiger Leistungen aus dem Versi-
cherungsfall noch verbleibenden Restbetrag 
der Versicherungssumme, so wird die zu 
leistende Rente nur im Verhältnis der Versi-
cherungssumme bzw. ihres Restbetrages 
zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer 
erstattet.  

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt 
die entsprechende Vorschrift der Verordnung 
über den Versicherungsschutz in der Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung in der je-
weils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles. 

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem 
sich der Versicherungsnehmer an laufenden 
Rentenzahlungen beteiligen muß, wenn der 
Kapitalwert der Rente die Versicherungs-
summe oder die nach Abzug sonstiger Leis-
tungen verbleibende Restversicherungs-
summe übersteigt, werden die sonstigen 
Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der 
Versicherungssumme abgesetzt.  

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte 
Erledigung eines Haftpflichtanspruchs durch 
Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
am Verhalten des Versicherungsnehmers 
scheitert, hat der Versicherer für den von der 
Weigerung an entstehenden Mehraufwand 
an Entschädigungsleistung, Zinsen und 
Kosten nicht aufzukommen.  
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7 Ausschlüsse  

Falls im Versicherungsschein oder seinen 
Nachträgen nicht ausdrücklich etwas ande-
res bestimmt ist, sind von der Versicherung 
ausgeschlossen:  

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die 
den Schaden vorsätzlich herbeigeführt ha-
ben.  

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die 
den Schaden dadurch verursacht haben, 
dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftig-
keit oder Schädlichkeit  

-  Erzeugnisse in den Verkehr gebracht 
oder  

-  Arbeiten oder sonstige Leistungen er-
bracht haben.  

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund 
Vertrags oder Zusagen über den Umfang der 
gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers hinausgehen.  

7.4 Haftpflichtansprüche  

(1)  des Versicherungsnehmers selbst oder 
der in Ziff. 7.5 benannten Personen ge-
gen die Mitversicherten,  

(2)  zwischen mehreren Versicherungsneh-
mern desselben Versicherungsvertra-
ges,  

(3)  zwischen mehreren Mitversicherten 
desselben Versicherungsvertrages.  

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer  

(1)  aus Schadenfällen seiner Angehörigen, 
die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
leben oder die zu den im Versiche-
rungsvertrag mitversicherten Personen 
gehören;  

Als Angehörige gelten Ehegatten, Le-
benspartner im Sinne des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes oder vergleichbarer 
Partnerschaften nach dem Recht ande-
rer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiv-
eltern und -kinder, Schwiegereltern und 
-kinder, Stiefeltern und -kinder, Groß-
eltern und Enkel, Geschwister sowie 
Pflegeeltern und -kinder (Personen, die 
durch ein familienähnliches, auf längere 
Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern 
und Kinder miteinander verbunden 
sind).  

(2)  von seinen gesetzlichen Vertretern 
oder Betreuern, wenn der Versiche-
rungsnehmer eine geschäftsunfähige, 
beschränkt geschäftsfähige oder be-
treute Person ist;  

(3)  von seinen gesetzlichen Vertretern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine 
juristische Person des privaten oder öf-
fentlichen Rechts oder ein nicht rechts-
fähiger Verein ist;  

(4)  von seinen unbeschränkt persönlich 
haftenden Gesellschaftern, wenn der 
Versicherungsnehmer eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts ist;  

(5)  von seinen Partnern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine eingetragene 
Partnerschaftsgesellschaft ist;  

(6)  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und 
Insolvenzverwaltern;   

zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:  

Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 
(2) bis (6) erstrecken sich auch auf Haft-
pflichtansprüche von Angehörigen der dort 
genannten Personen, die mit diesen in häus-
licher Gemeinschaft leben.  

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an 
fremden Sachen und allen sich daraus erge-
benden Vermögensschäden, wenn der Ver-
sicherungsnehmer diese Sachen gemietet, 
geleast, gepachtet, geliehen, durch verbo-
tene Eigenmacht erlangt hat oder sie Ge-
genstand eines besonderen Verwahrungs-
vertrages sind.  

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an 
fremden Sachen und allen sich daraus erge-
benden Vermögensschäden, wenn  

(1)  die Schäden durch eine gewerbliche 
oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmer an diesen Sachen (Bear-
beitung, Reparatur, Beförderung, Prü-
fung und dgl.) entstanden sind; bei un-
beweglichen Sachen gilt dieser Aus-
schluss nur insoweit, als diese Sachen 
oder Teile von ihnen unmittelbar von 
der Tätigkeit betroffen waren;  

(2)  die Schäden dadurch entstanden sind, 
dass der Versicherungsnehmer diese 
Sachen zur Durchführung seiner ge-
werblichen oder beruflichen Tätigkeiten 
(als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialab-
lagefläche und dgl.) benutzt hat; bei 
unbeweglichen Sachen gilt dieser Aus-
schluss nur insoweit, als diese Sachen 
oder Teile von ihnen unmittelbar von 
der Benutzung betroffen waren;  

(3)  die Schäden durch eine gewerbliche 
oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmer entstanden sind und sich 
diese Sachen oder - sofern es sich um 
unbewegliche Sachen handelt - deren 
Teile im unmittelbaren Einwirkungsbe-
reich der Tätigkeit befunden haben; 
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dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass er 
zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensicht-
lich notwendige Schutzvorkehrungen 
zur Vermeidung von Schäden getroffen 
hatte.  

zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:  

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse 
in Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 in der Person von An-
gestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevoll-
mächtigten oder Beauftragten des Versiche-
rungsnehmers gegeben, so entfällt gleich-
falls der Versicherungsschutz, und zwar so-
wohl für den Versicherungsnehmer als auch 
für die durch den Versicherungsvertrag etwa 
mitversicherten Personen.  

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an 
vom Versicherungsnehmer hergestellten 
oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder 
sonstigen Leistungen infolge einer in der 
Herstellung, Lieferung oder Leistung liegen-
den Ursache und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden. Dies gilt auch 
dann, wenn die Schadenursache in einem 
mangelhaften Einzelteil der Sache oder in 
einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur 
Beschädigung oder Vernichtung der Sache 
oder Leistung führt.  

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwen-
dung, wenn Dritte im Auftrag oder für Rech-
nung des Versicherungsnehmers die Her-
stellung oder Lieferung der Sachen oder die 
Arbeiten oder sonstigen Leistungen über-
nommen haben.  

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland 
vorkommenden Schadenereignissen; An-
sprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind 
jedoch mitversichert.  

7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versiche-
rungsnehmer wegen Umweltschäden gemäß 
Umweltschadensgesetz oder anderen auf 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basieren  

den nationalen Umsetzungsgesetzen gel-
tend gemacht werden. Dies gilt auch dann, 
wenn der Versicherungsnehmer von einem 
Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbe-
stimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Er-
stattung der durch solche Umweltschäden 
entstandenen Kosten in Anspruch genom-
men wird.  

Der Versicherungsschutz bleibt aber für sol-
che Ansprüche erhalten, die auch ohne Be-
stehen des Umweltschadensgesetzes oder 
anderer auf der EU- Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basierender nationaler Umset-
zungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts gegen den Versicherungsnehmer 
geltend gemacht werden könnten.  

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der 
Versicherung privater Haftpflichtrisiken.  

(b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden 
durch Umwelteinwirkung.   

Dieser Ausschluss gilt nicht  

(1)  im Rahmen der Versicherung privater 
Haftpflichtrisiken  

oder  

(2)  für Schäden, die durch vom Versiche-
rungsnehmer hergestellte oder gelie-
ferte Erzeugnisse (auch Abfälle), 
durch Arbeiten oder sonstige Leistun-
gen nach Ausführung der Leistung 
oder nach Abschluss der Arbeiten 
entstehen (Produkthaftpflicht).  

Kein Versicherungsschutz besteht je-
doch für Schäden durch Umweltein-
wirkung, die aus der Planung, Her-
stellung, Lieferung, Montage, De-
montage, Instandhaltung oder War-
tung von  

-  Anlagen, die bestimmt sind, 
gewässerschädliche Stoffe herzu-
stellen, zu verarbeiten, zu lagern, 
abzulagern, zu befördern oder 
wegzuleiten (WHG-Anlagen);  

-  Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 
zum Umwelthaftungsgesetz (Um-
weltHG-Anlagen);  

-  Anlagen, die nach dem Umwelt-
schutz dienenden Bestimmungen 
einer Genehmigungs- oder Anzei-
gepflicht unterliegen;  

-  Abwasseranlagen  

oder Teilen resultieren, die ersichtlich 
für solche Anlagen bestimmt sind.   

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder 
Erzeugnisse zurückzuführen sind.  

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in 
unmittelbarem oder mittelbarem Zusammen-
hang stehen mit energiereichen ionisieren-
den Strahlen (z.B. Strahlen von radioaktiven 
Stoffen oder Röntgenstrahlen).  

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
zurückzuführen sind auf  

(1)  gentechnische Arbeiten,  

(2)  gentechnisch veränderte Organismen 
(GVO),  

(3)  Erzeugnisse, die  

-  Bestandteile aus GVO enthalten,  

-  aus oder mit Hilfe von GVO herge-
stellt wurden.  
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7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, 
welche entstehen durch  

(1)  Abwässer, soweit es sich nicht um 
häusliche Abwässer handelt,  

(2)  Senkungen von Grundstücken oder 
Erdrutschungen,  

(3)  Überschwemmungen stehender oder 
fließender Gewässer.  

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 
dem Austausch, der Übermittlung und der 
Bereitstellung elektronischer Daten, soweit 
es sich handelt um Schäden aus  

(1)  Löschung, Unterdrückung, Unbrauch-
barmachung oder Veränderung von 
Daten,  

(2)  Nichterfassen oder fehlerhaftem Spei-
chern von Daten,  

(3)  Störung des Zugangs zum elektroni-
schen Datenaustausch,  

(4)  Übermittlung vertraulicher Daten oder 
Informationen.  

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 
Persönlichkeits- oder Namensrechtsverlet-
zungen.  

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 
Anfeindung, Schikane, Belästigung, Un-
gleichbehandlung oder sonstigen Diskrimi-
nierungen.  

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschä-
den, die aus der Übertragung einer Krank-
heit des Versicherungsnehmers resultieren. 
Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch 
Krankheit der dem Versicherungsnehmer 
gehörenden, von ihm gehaltenen oder ver-
äußerten Tiere entstanden sind. In beiden 
Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass er 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ge-
handelt hat.  

Beg inn  des  Vers icherungs -
schu tzes /  Be i t ragszah lung  

8 Beginn des Versicherungsschut-
zes  

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt, wenn der Versicherungsnehmer den 
ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im 
Sinne von Ziff. 9.1 zahlt. Der in Rechnung 
gestellte Beitrag enthält die Versicherungs-
teuer, die der Versicherungsnehmer in der 
jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu 
entrichten hat.  

9 Zahlung und Folgen verspäteter 
Zahlung / erster oder einmaliger 
Beitrag  

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unver-
züglich nach Ablauf von zwei Wochen nach 
Zugang des Versicherungsscheins fällig.  

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten 
vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste 
Rate des ersten Jahresbeitrags.  

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten 
oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, 
sondern zu einem späteren Zeitpunkt, be-
ginnt der Versicherungsschutz erst ab die-
sem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Ver-
sicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Bei-
trags eintreten, ist der Versicherer nur dann 
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform oder durch einen auf-
fälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Bei-
trags aufmerksam gemacht hat.  

9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten 
oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, 
kann der Versicherer vom Vertrag zurück-
treten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. 
Der Versicherer kann nicht zurücktreten, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat.  

10 Zahlung und Folgen verspäteter 
Zahlung / Folgebeitrag  

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas 
anderes bestimmt ist, am Monatsersten des 
vereinbarten Beitragszeitraums fällig.  

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu 
dem im Versicherungsschein oder in der 
Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt 
erfolgt.  

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig ge-
zahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne 
Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die 
verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.  

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des 
ihm durch den Verzug entstandenen Scha-
dens zu verlangen.  

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig ge-
zahlt, kann der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer auf dessen Kosten in Textform 
eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindes-
tens zwei Wochen betragen muss. Die Be-
stimmung ist nur wirksam, wenn sie die rück-
ständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert und die 
Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziff. 10.3 
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und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden 
sind.  

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf 
dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in 
Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur 
Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er 
mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 
Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.  

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf 
dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in 
Verzug, kann der Versicherer den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn 
er den Versicherungsnehmer mit der Zah-
lungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 dar-
auf hingewiesen hat.  

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der 
Versicherungsnehmer danach innerhalb ei-
nes Monats den angemahnten Betrag, be-
steht der Vertrag fort. Für Versicherungs-
fälle, die zwischen dem Zugang der Kündi-
gung und der Zahlung eingetreten sind, be-
steht jedoch kein Versicherungsschutz.  

11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei 
Lastschriftermächtigung 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem 
Konto vereinbart, gilt die Zahlung als recht-
zeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag 
eingezogen werden kann und der Versiche-
rungsnehmer einer berechtigten Einziehung 
nicht widerspricht.  

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden 
des Versicherungsnehmers vom Versicherer 
nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unver-
züglich nach einer in Textform abgegebenen 
Zahlungsaufforderung des Versicherers er-
folgt.  

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen 
werden, weil der Versicherungsnehmer die 
Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder 
hat der Versicherungsnehmer aus anderen 
Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht 
eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des 
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Ver-
sicherungsnehmer ist zur Übermittlung des 
Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versi-
cherer hierzu in Textform aufgefordert wor-
den ist.  

12 Teilzahlung und Folgen bei ver-
späteter Zahlung  

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten 
vereinbart, sind die noch ausstehenden Ra-
ten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Ver-
zug ist.  

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft 
jährliche Beitragszahlung verlangen.  

13 Beitragsregulierung  

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Auf-
forderung mitzuteilen, ob und welche Ände-
rungen des versicherten Risikos gegenüber 
den früheren Angaben eingetreten sind. 
Diese Aufforderung kann auch durch einen 
Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. 
Die Angaben sind innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Aufforderung zu machen 
und auf Wunsch des Versicherers nachzu-
weisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nach-
teil des Versicherers kann dieser vom Versi-
cherungsnehmer eine Vertragsstrafe in drei-
facher Höhe des festgestellten Beitragsun-
terschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn 
an der Unrichtigkeit der Angaben kein Ver-
schulden trifft.  

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versi-
cherungsnehmers oder sonstiger Feststel-
lungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt 
der Veränderung berichtigt (Beitragsregulie-
rung), beim Wegfall versicherter Risiken je-
doch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs 
der Mitteilung beim Versicherer. Der vertrag-
lich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch 
nicht unterschritten werden. Alle entspre-
chend Ziff. 15.1 nach dem Versicherungsab-
schluss eingetretenen Erhöhungen und Er-
mäßigungen des Mindestbeitrags werden 
berücksichtigt.  

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die 
rechtzeitige Mitteilung, kann der Versicherer 
für den Zeitraum, für den die Angaben zu 
machen waren, eine Nachzahlung in Höhe 
des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung 
gestellten Beitrages verlangen. Werden die 
Angaben nachträglich gemacht, findet eine 
Beitragsregulierung statt. Ein vom Versiche-
rungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird 
nur zurückerstattet, wenn die Angaben in-
nerhalb von zwei Monaten nach Zugang der 
Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.  

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden 
auch Anwendung auf Versicherungen mit 
Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.  

14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbe-
endigung  

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages 
hat der Versicherer, soweit durch Gesetz 
nicht etwas anderes bestimmt ist, nur An-
spruch auf den Teil des Beitrages, der dem 
Zeitraum entspricht, in dem Versicherungs-
schutz bestanden hat.  

15 Beitragsangleichung  

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der 
Beitragsangleichung. Soweit die Beiträge 
nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme be-
rechnet werden, findet keine Beitragsanglei-
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chung statt. Mindestbeiträge unterliegen un-
abhängig von der Art der Beitragsberech-
nung der Beitragsangleichung.  

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jähr-
lich mit Wirkung für die ab dem 1. Juli fälli-
gen Beiträge, um welchen Prozentsatz sich 
im vergangenen Kalenderjahr der Durch-
schnitt der Schadenzahlungen aller zum Be-
trieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung 
zugelassenen Versicherer gegenüber dem 
vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert 
hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er 
auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare 
ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gel-
ten dabei auch die speziell durch den einzel-
nen Schadenfall veranlassten Ausgaben für 
die Ermittlung von Grund und Höhe der 
Versicherungsleistungen.  

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines 
Kalenderjahres ist die Summe der in diesem 
Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt 
durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum 
neu angemeldeten Schadenfälle.  

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer 
berechtigt, im Falle einer Verminderung ver-
pflichtet, den Folgejahresbeitrag um den sich 
aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu 
verändern (Beitragsangleichung). Der verän-
derte Folgejahresbeitrag wird dem Versiche-
rungsnehmer mit der nächsten Beitragsrech-
nung bekannt gegeben.  

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzah-
lungen des Versicherers in jedem der letzten 
fünf Kalenderjahre um einen geringeren Pro-
zentsatz als denjenigen erhöht, den der 
Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Ziff. 
15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer 
den Folgejahresbeitrag nur um den Prozent-
satz erhöhen, um den sich der Durchschnitt 
seiner Schadenzahlungen nach seinen 
unternehmenseigenen Zahlen im letzten 
Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung 
darf diejenige nicht überschreiten, die sich 
nach dem vorstehenden Absatz ergeben 
würde.  

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 
15.3 unter 5 Prozent, entfällt eine Beitrags-
angleichung. Diese Veränderung ist jedoch 
in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.  

Dauer  und Ende des  Ve r t ra -
ges /Künd igung  

16 Dauer und Ende des Vertrages  

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungs-
schein angegebene Zeit abgeschlossen.  

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens 
einem Jahr verlängert sich der Vertrag um 

jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist.  

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als 
einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen 
Zeitpunkt.  

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei 
Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf 
des dritten Jahres oder jedes darauf folgen-
den Jahres gekündigt werden; die Kündi-
gung muss dem Vertragspartner spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres zugegangen sein.  

17 Wegfall des versicherten Risikos  

Wenn versicherte Risiken vollständig und 
dauerhaft wegfallen, so erlischt die Versiche-
rung bezüglich dieser Risiken. Dem Versi-
cherer steht der Beitrag zu, den er hätte er-
heben können, wenn die Versicherung die-
ser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt bean-
tragt worden wäre, zu dem er vom Wegfall 
Kenntnis erlangt.  

18 Kündigung nach Beitragsanglei-
chung  

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Bei-
tragsangleichung gemäß Ziff. 15.3, ohne 
dass sich der Umfang des Versicherungs-
schutzes ändert, kann der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frü-
hestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, 
in dem die Beitragserhöhung wirksam wer-
den sollte. 

Der Versicherer hat den Versicherungsneh-
mer in der Mitteilung auf das Kündigungs-
recht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem 
Versicherungsnehmer spätestens einen Mo-
nat vor dem Wirksamwerden der Beitragser-
höhung zugehen.  

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer be-
gründet kein Kündigungsrecht.  

19 Kündigung nach Versicherungs-
fall  

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt 
werden, wenn  

-  vom Versicherer eine Schadensersatz-
zahlung geleistet wurde oder  

-  dem Versicherungsnehmer eine Klage 
über einen unter den Versicherungs-
schutz fallenden Haftpflichtanspruch 
gerichtlich zugestellt wird.  

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in 
Schriftform spätestens einen Monat nach der 
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Schadensersatzzahlung oder der Zustellung 
der Klage zugegangen sein.  

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird 
seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang 
beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass 
die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode, wirksam wird.  

Eine Kündigung des Versicherers wird einen 
Monat nach ihrem Zugang beim Versiche-
rungsnehmer wirksam.  

20 Kündigung nach Veräußerung 
versicherter Unternehmen  

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haft-
pflichtversicherung besteht, an einen Dritten 
veräußert, tritt dieser an Stelle des Versiche-
rungsnehmers in die während der Dauer sei-
nes Eigentums sich aus dem Versicherungs-
verhältnis ergebenden Rechte und Pflichten 
ein.  

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen auf-
grund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertra-
ges oder eines ähnlichen Verhältnisses von 
einem Dritten übernommen wird.  

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem 
Falle  

-  durch den Versicherer dem Dritten ge-
genüber mit einer Frist von einem Mo-
nat,  

-  durch den Dritten dem Versicherer ge-
genüber mit sofortiger Wirkung oder auf 
den Schluss der laufenden Versiche-
rungsperiode in Schriftform gekündigt 
werden.   

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn  

-  der Versicherer es nicht innerhalb eines 
Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, 
in welchem er vom Übergang auf den 
Dritten Kenntnis erlangt;  

-  der Dritte es nicht innerhalb eines Mo-
nats nach dem Übergang ausübt, wo-
bei das Kündigungsrecht bis zum Ab-
lauf eines Monats von dem Zeitpunkt 
an bestehen bleibt, in dem der Dritte 
von der Versicherung Kenntnis erlangt.  

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten wäh-
rend einer laufenden Versicherungsperiode 
und wird das Versicherungsverhältnis nicht 
gekündigt, haften der bisherige Versiche-
rungsnehmer und der Dritte für den 
Versicherungsbeitrag dieser Periode als Ge-
samtschuldner.  

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem 
Versicherer durch den bisherigen Versiche-
rungsnehmer oder den Dritten unverzüglich 
anzuzeigen.  

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzei-
gepflicht besteht kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem 
die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen 
müssen, und der Versicherer den mit dem 
Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem 
Erwerber nicht geschlossen hätte.  

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und 
besteht für alle Versicherungsfälle, die frü-
hestens einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintreten, in dem der Versicherer von der 
Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, 
wenn der Versicherer in diesem Monat von 
seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch 
gemacht hat.  

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verlet-
zung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn 
dem Versicherer die Veräußerung in dem 
Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die An-
zeige hätte zugehen müssen.  

21 Kündigung nach Risikoerhöhung 
aufgrund Änderung oder Erlass 
von Rechtsvorschriften  

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos 
durch Änderung bestehender oder Erlass 
neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer 
berechtigt, das Versicherungsverhältnis un-
ter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem 
der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis 
erlangt hat.  

22 Mehrfachversicherung  

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn 
das Risiko in mehreren Versicherungsverträ-
gen versichert ist.  

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande 
gekommen ist, ohne dass der Versiche-
rungsnehmer dies wusste, kann er die Auf-
hebung des später geschlossenen Vertrages 
verlangen.  

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der 
Versicherungsnehmer es nicht innerhalb ei-
nes Monats geltend macht, nachdem er von 
der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt 
hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt 
wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie 
verlangt wird, dem Versicherer zugeht.  
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Obl iegenhe i ten  des  Vers iche-
rungsnehmers   

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten 
des Versicherungsnehmers  

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von 
Angaben über gefahrerhebliche Um-
stände  

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Ab-
gabe seiner Vertragserklärung dem Versi-
cherer alle ihm bekannten Gefahrumstände 
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für den Ent-
schluss des Versicherers erheblich sind, den 
Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als 
nach seiner Vertragserklärung, aber vor Ver-
tragsannahme der Versicherer in Textform 
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. Gefahr-
erheblich sind die Umstände, die geeignet 
sind, auf den Entschluss des Versicherers 
Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt 
oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschlie-
ßen.  

Wird der Vertrag von einem Vertreter des 
Versicherungsnehmers geschlossen und 
kennt dieser den gefahrerheblichen Um-
stand, muss sich der Versicherungsnehmer 
so behandeln lassen, als habe er selbst da-
von Kenntnis gehabt oder dies arglistig ver-
schwiegen.  

23.2 Rücktritt  

(1)  Unvollständige und unrichtige Angaben 
zu den gefahrerheblichen Umständen 
berechtigen den Versicherer, vom Ver-
sicherungsvertrag zurückzutreten.  

 (2)  Der Versicherer hat kein Rücktritts-
recht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er oder sein Vertreter 
die unrichtigen oder unvollständigen 
Angaben weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig gemacht hat.  

Das Rücktrittsrecht des Versicherers 
wegen grob fahrlässiger Verletzung der 
Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass 
der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte.  

(3)  Im Fall des Rücktritts besteht kein Ver-
sicherungsschutz.  

Tritt der Versicherer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls zurück, darf er den 
Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollständig oder un-

richtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch 
für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistung ursächlich war. Auch in 
diesem Fall besteht aber kein Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht arglistig 
verletzt hat.  

Dem Versicherer steht der Teil des 
Beitrages zu, der der bis zum Wirk-
samwerden der Rücktrittserklärung ab-
gelaufenen Vertragszeit entspricht.  

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht  

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers aus-
geschlossen, weil die Verletzung einer An-
zeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf 
grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Ver-
sicherer den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat in Schriftform kündi-
gen.  

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte.  

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder 
kündigen, weil er den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
aber zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte, werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungs-
nehmer die Pflichtverletzung nicht zu ver-
treten, werden die anderen Bedingungen ab 
der laufenden Versicherungsperiode Ver-
tragsbestandteil.  

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung 
der Beitrag um mehr als 10% oder schließt 
der Versicherer die Gefahrabsicherung für 
den nicht angezeigten Umstand aus, kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers fristlos kündigen.  

Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 
und 23.3 zustehenden Rechte innerhalb ei-
nes Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er 
von der Verletzung der Anzeigepflicht, die 
das von ihm geltend gemachte Recht be-
gründet, Kenntnis erlangt. Er hat die Um-
stände anzugeben, auf die er seine Erklä-
rung stützt; er darf nachträglich weitere Um-
stände zur Begründung seiner Erklärung ab-
geben, wenn für diese die Monatsfrist nicht 
verstrichen ist.  

Dem Versicherer stehen die Rechte nach 
den Ziff. 23.2 und 23.3 nur zu, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte 
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Mitteilung in Textform auf die Folgen einer 
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat.  

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 
23.2 und 23.3 genannten Rechte nicht be-
rufen, wenn er den nicht angezeigten Ge-
fahrumstand oder die Unrichtigkeit der An-
zeige kannte  

23.4 Anfechtung  

Das Recht des Versicherers, den Vertrag 
wegen arglistiger Täuschung anzufechten, 
bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung 
steht dem Versicherer der Teil des Beitrages 
zu, der der bis zum Wirksamwerden der 
Anfechtungserklärung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht.  

24 Obliegenheiten vor Eintritt des 
Versicherungsfalles  

Besonders gefahrdrohende Umstände hat 
der Versicherungsnehmer auf Verlangen des 
Versicherers innerhalb angemessener Frist 
zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Be-
seitigung unter Abwägung der beiderseitigen 
Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der 
zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne 
weiteres als besonders gefahrdrohend.  

25 Obliegenheiten nach Eintritt des 
Versicherungsfalles  

25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer 
unverzüglich anzuzeigen, auch wenn noch 
keine Schadensersatzansprüche erhoben 
wurden.  

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Mög-
lichkeit für die Abwendung und Minderung 
des Schadens sorgen. Weisungen des Ver-
sicherers sind dabei zu befolgen, soweit es 
für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. 
Er hat dem Versicherer ausführliche und 
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu er-
statten und ihn bei der Schadenermittlung 
und -regulierung zu unterstützen. Alle Um-
stände, die nach Ansicht des Versicherers 
für die Bearbeitung des Schadens wichtig 
sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür an-
geforderten Schriftstücke übersandt werden.  

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein 
Haftpflichtanspruch erhoben, ein staatsan-
waltschaftliches, behördliches oder gerichtli-
ches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbe-
scheid erlassen oder ihm gerichtlich der 
Streit verkündet, hat er dies ebenfalls unver-
züglich anzuzeigen.  

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfü-
gung von Verwaltungsbehörden auf Scha-
densersatz muss der Versicherungsnehmer 
fristgemäß Widerspruch oder die sonst er-
forderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer 
Weisung des Versicherers bedarf es nicht.  

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein 
Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend ge-
macht, hat er die Führung des Verfahrens 
dem Versicherer zu überlassen. Der Versi-
cherer beauftragt im Namen des Versiche-
rungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Ver-
sicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt 
Vollmacht sowie alle erforderlichen Aus-
künfte erteilen und die angeforderten Unter-
lagen zur Verfügung stellen.  

26 Rechtsfolgen bei Verletzung von 
Obliegenheiten  

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine 
Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor 
Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, kann der Versicherer den Vertrag inner-
halb eines Monats ab Kenntnis von der Ob-
liegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der 
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Obliegenheitsverletzung weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.  

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag 
vorsätzlich verletzt, verliert der Versiche-
rungsnehmer seinen Versicherungsschutz. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Oblie-
genheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen.  

Der vollständige oder teilweise Wegfall des 
Versicherungsschutzes hat bei Verletzung 
einer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungs-
obliegenheit zur Voraussetzung, dass der 
Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat.  

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass 
er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig 
verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.  

Der Versicherungsschutz bleibt auch beste-
hen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versiche-
rer obliegenden Leistung ursächlich war. 
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.  

Die vorstehenden Bestimmungen gelten un-
abhängig davon, ob der Versicherer ein ihm 
nach Ziff. 26.1 zustehendes Kündigungs-
recht ausübt.  
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27 Mitversicherte Person  

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf 
Haftpflichtansprüche gegen andere Perso-
nen als den Versicherungsnehmer selbst, 
sind alle für ihn geltenden Bestimmungen 
auf die Mitversicherten entsprechend anzu-
wenden. Die Bestimmungen über die Vor-
sorgeversicherung (Ziff. 4.) gelten nicht, 
wenn das neue Risiko nur in der Person ei-
nes Mitversicherten entsteht.  

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem 
Versicherungsvertrag steht ausschließlich 
dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben 
den Mitversicherten für die Erfüllung der Ob-
liegenheiten verantwortlich.  

28 Abtretungsverbot  

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner 
endgültigen Feststellung ohne Zustimmung 
des Versicherers weder abgetreten noch 
verpfändet werden. Eine Abtretung an den 
geschädigten Dritten ist zulässig.  

29 Anzeigen, Willenserklärungen, 
Anschriftenänderung  

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzei-
gen und Erklärungen sollen an die Haupt-
verwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nach-
trägen als zuständig bezeichnete Geschäfts-
stelle gerichtet werden.  

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Ände-
rung seiner Anschrift dem Versicherer nicht 
mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die   

29.3 Absendung eines eingeschriebenen Briefes 
an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. 
Dies gilt entsprechend für den Fall einer 
Namensänderung des Versicherungsneh-
mers.  

29.4 Hat der Versicherungsnehmer die Versiche-
rung für seinen Gewerbebetrieb abgeschlos-
sen, finden bei einer Verlegung der gewerb-
lichen Niederlassung die Bestimmungen der 
Ziff. 29.2 entsprechende Anwendung.  

30 Verjährung  

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsver-
trag verjähren in drei Jahren. Die Fristbe-
rechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches.  

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsver-
trag bei dem Versicherer angemeldet wor-
den, ist die Verjährung von der Anmeldung 
bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die 
Entscheidung des Versicherers dem An-
spruchsteller in Textform zugeht.  

31 Zuständiges Gericht  

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
gegen den Versicherer bestimmt sich die ge-
richtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des 
Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist 
der Versicherungsnehmer eine natürliche 
Person, ist auch das Gericht örtlich zustän-
dig, in dessen Bezirk der Versicherungs-
nehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.  

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche 
Person, müssen Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht er-
hoben werden, das für seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig 
ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristi-
sche Person, bestimmt sich das zuständige 
Gericht auch nach dem Sitz oder der Nie-
derlassung des Versicherungsnehmers. Das 
gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer 
eine Offene Handelsgesellschaft, Komman-
ditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder eine eingetragene Partner-
schaftsgesellschaft ist.  

31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufent-
halt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zu-
ständigkeit für Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen den Versicherungsneh-
mer nach dem Sitz des Versicherers oder 
seiner für den Versicherungsvertrag zustän-
digen Niederlassung.  

32 Anzuwendendes Recht  

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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